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Paradigmenwechsel im Laufbahnrecht des Bundes
Cornelia Peters, Bettina Lösch, Beate Grunewald

Die Föderalismusreform I hat den Weg für unterschiedliche An-
forderungen und Strukturen im Laufbahnrecht geöffnet. Der
Bund nutzt diese Möglichkeit, um mit einem klaren Konzept die
Anforderungen an eine moderne Bundesverwaltung festzule-
gen. Mit der Neugestaltung des Laufbahnsystems werden die
Wettbewerbsfähigkeit des öffentlichen Dienstes gefördert, das
Leistungsprinzip gestärkt und die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf ernst genommen.

I. Rechtsgrundlagen

1. Verfassungsrechtliche Grundlagen

Ausgangspunkt für das Laufbahnrecht ist auch nach der Föde-
ralismusreform I Art. 33 Abs. 2 und 5 GG, der das Laufbahn-
prinzip in Bund und Ländern als eines der hergebrachten
Grundsätze des Berufsbeamtentums schützt. Zusammen mit
dem Lebenszeitprinzip und dem Leistungsprinzip wird damit
die Funktionsfähigkeit des öffentlichen Dienstes sichergestellt.
Aufgabe des Laufbahnprinzips ist es, den Berufszugang und die
Berufsentwicklung nach sachbezogenen Anforderungen an
Vor- und Ausbildung sowie anhand der Notwendigkeit des Am-
tes zu ordnen.1 Der Schutz und die Ausgestaltung erfolgen für
die Ebene des Bundes im Bundesbeamtengesetz (BBG).2

Das Beamtenstatusgesetz3, das für die Länder gilt und auf der
Grundlage der neuen verfassungsrechtlichen Kompetenzen das
Beamtenrechtsrahmengesetz ersetzt, enthält hingegen keine
laufbahnrechtlichen Bestimmungen. Die Bundesregierung
hatte sich in der Kommission von Bundestag und Bundesrat zur
Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung dafür ausge-
sprochen, einen Mindestbestand an laufbahnrechtlichen Rege-
lungen im Katalog der Statusrechte zu verankern, um den
Grunderfordernissen für Mobilität und Qualitätssicherung im
öffentlichen Dienst Rechung zu tragen.4 In der Projektgruppe 2
„Öffentlicher Dienst, Innere Sicherheit“ der Kommission ist in-
tensiv diskutiert worden5, welche laufbahnrechtlichen Bereiche
innerhalb des Katalogs der Statusrechte ergänzt werden müss-
ten. Hierfür hatte der Bund mit Blick auf die Mobilität zunächst
vorgeschlagen, Mindestanforderungen hinsichtlich der Zu-
gangsvoraussetzungen zu den verschiedenen Laufbahnen nach
objektiven Kriterien der Vor- und Ausbildung, die Notwendig-
keit einer hinreichenden Probezeit als praktische Bewährung,
Voraussetzungen für die Einstellung sowie Mindestvorausset-
zungen für die Beförderung in die gemeinsam zu regelnden Sta-
tusrechte aufzunehmen.6 Dieses Bedürfnis bundesweiter ein-
heitlicher Regelungen wurde gegen den Wunsch einiger starker
Länder nach unabhängigen Handlungsspielräumen abgewo-
gen.7 Die Projektgruppe 2 entsprach dann der Forderung nach
„Mindestvoraussetzungen hinsichtlich der Zugangsvorausset-
zungen“.8 Im Ergebnis war aber dieser Aspekt nicht mehrheits-
fähig, wie der endgültige Katalog der Statusrechte in der Be-
gründung zur Grundgesetzänderung belegt.9

Entsprechend weist Art. 74 Abs. 1 GG nunmehr die Kompetenz
für das Laufbahnrecht insgesamt den Ländern zu, soweit ihre
Beamtinnen und Beamten betroffen sind. Auch bei der Ent-
wicklung des Beamtenstatusgesetzes wurde explizit darauf ge-
achtet, dass der neu gewonnene laufbahnrechtliche Spielraum
nicht wieder vom Bund einschränkt wird. Die Frage, welche
Bestimmungen dem Statusrecht und welche dem Laufbahn-

recht zuzuordnen sind, sind deshalb auch bei der Anhörung im
parlamentarischen Verfahren zu diesem Gesetz kontrovers dis-
kutiert worden.10

Fehlen zukünftig die gemeinsamen Parameter des Laufbahn-
rechts von Bund und Ländern, wie sie das Beamtenrechtsrah-
mengesetz insbesondere in den §§ 11 bis 16 und 122 vorsah, so
besteht gleichwohl der verfassungsrechtliche Bezugspunkt des
Art. 33 Abs. 2 und 5 GG als einheitlicher Ausgangspunkt für
eine durchaus unterschiedliche Fortentwicklung des Laufbahn-
rechts.

2. Einfachgesetzliche Grundlagen

Der Bund hat auf die veränderten verfassungsrechtlichen Rah-
menbedingungen reagiert und wird durch eine Neufassung des
Bundesbeamtengesetzes (BBG-E) in Artikel 1 des Dienst-
rechtsneuordnungsgesetzes die gesetzlichen Grundlagen für
eine Reform des Laufbahnrechts schaffen. Das Gesetz wurde in
2. und 3. Lesung beschlossen11 und tritt am Tag nach seiner
Verkündung in Kraft.12 Die §§ 16 bis 26 BBG-E enthalten die
notwendigen gesetzlichen Vorgaben für die Einstellung von Be-
werberinnen und Bewerbern sowie für die Gestaltung der
Laufbahnen, Vorbereitungsdienste und beruflichen Entwick-
lungsmöglichkeiten im Rahmen der Bundeslaufbahnverord-
nung (BLV). Diese wird ebenfalls neu gefasst und befindet sich
derzeit in der Ressortabstimmung und im Beteiligungsverfah-
ren mit den Spitzenorganisationen.

Ausgenommen sind von den Reformmaßnahmen Beamtinnen
und Beamte in so genannten Sonderlaufbahnen, die bereits jetzt
auf eigenständigen gesetzlichen Grundlagen beruhen. Solche
Sonderregelungen gibt es vor allem im Polizeivollzugsdienst,
dem Auswärtigen Dienst, bei wissenschaftlichem Personal von
Hochschulen des Bundes, Mitgliedern des Bundesrechnungs-
hofs, Beamtinnen und Beamten des Bundeseisenbahnvermö-
gens, der Deutschen Post AG, der Deutschen Postbank AG, der
Deutschen Telekom AG sowie der Deutschen Bundesbank.
Auch für die Soldatinnen und Soldaten existiert ein eigenes
Laufbahnrecht, das den besonderen Anforderungen der Bun-
deswehr Rechnung trägt. Kennzeichen dieser Sonderlaufbah-
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